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üeber die Verpflichtung restaurirter Regierungen aus den 
Handlungen einer Zwischenherrschaft. 

Mit besonderer Rücksicht auf die an den Bestand des Königreichs Wcstphaleu 
sieb knüpfenden Rechtsfragen. 



Von Profesior H. A. Zachariä in Göttingen. 



Zu den noch unerledigten staatsrechtlichen Fragen gehört 
insbesondere auch die : Ob und in wie weit diejenigen deutschen 
Bundesstaaten , welche Theile des vormaligen Königreichs West- 
phalen umfassen, zur Bezahlung der noch unerledigten Forde- 
rungen an diesen Staat rechtlich verbunden seien? 

Diese Frage, welche auch bei der deutsphen Nationalver- 
sammlung zur Sprache kam und in Folge des von derselben 
am 17. October 1848 gefassten Beschlusses von dem damaligen 
Reichsminister der Justiz einer völligen Erledigung entgegenzn- 
führen gesucht wurde, nachdem bei der deutschen Bundesver- 
sammlung schon vor einer Reihe von Jahren die Sache ohne 
materielle Entscheidung bei Seite geschoben worden war, kann 
natürlich ohne vorgängige Feststellung der dabei einschlagenden 
rechtlichen Grundsätze über die Zwischenherrschaft überhaupt 
nicht entschieden werden. 

Angedeutet habe ich diese rechtlichen Grundsätze bereits in 
meinem deutschen Staats- und Bundesrecht, Thl. I. S. 202 f. und 
in bestimmterer Fassung werden sie in der jetzt erscheinenden 
zweiten Auflage aufgestellt werden. Hier soll nun eine weitere 
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Ausführung der dabei in Betracht kommenden factischen und 
rechtlichen Momente versucht werden. 



Man hat sich bei der Weigerung der restaurirten Regie- 
rungen, die Handlungen der westphälischen Regierung für sich 
als verbindlich zu betrachten, von Anfang an auf die angeblich 
„anerkanntesten Grundsätze des Völkerrechts" berufen und ist 
namentlich in der Abstimmung am Bundestage, welche durch 
das Gutachten der Reclamationscommission vom Jahre 1823 
veranlasst wurde, der Theorie, von welcher eine Verbindlichkeit 
der Handlungen eines Zwischenherrschers für den restituirten 
legitimen Herrscher, auch wenn er sein Reich nicht freiwillig 
cedirt hatte, behauptet wurde, mit Entschiedenheit und Schärfe 
entgegengetreten. Einige andere deutsche Regierungen haben 
den früher insbesondere von dem verdienstvollen von Marlens 
für Hannover vertretenen Grundsätzen beigestimmt, und na- 
mentlich zeichnet sich bei derselben Gelegenheit die Olden- 
burgische Abstimmung dadurch aus, ddss sie dasjenige, was 
sich für die , jede Verpflichtung verneinende Ansicht sagen lässt, 
am besten und zutreffendsten darlegt. Die anderen deutschen 
Regierungen haben sich mehr auf die formelle Frage des 
Daseins einer Juslizverweigerung, besonders in Kurhessen (ver- 
möge der bekannten Verordnungen von 1814 und 1818} und 
die damit zusammenhängende Frage nach der Competenz der 
deutschen Bundesversammlung bei ihren Abstimmungen beschränkt. 
Eine Entscheidung der materiellen Rechtsfrage über die 
Verbindlichkeit der Handlungen einer Zwischenregierung über- 
haupt und der westphälischen insbesondere ist von der deutschen 
Bundesversammlung niemals gegeben worden, würde aber auch, 
wenn sie vorläge, nicht die Bedeutung eines rechtskräftigen 
Urtheils in Anspruch nehmen können. 

Dass die meisten dem Rheinbunde zugehörig gewesenen 
deutschen Regierungen bei der Beurtheilung der westphälischen 
Angelegenheiten sich zu anderen Ansichten als Hannover j Kur- 
hessen und Braunschweig hingeneigt haben, Hess sich allerdings 
aus der Verbindung, in welcher sie mit dem aufgelösten König- 
reich gestanden hatten, und daraus, dass sie bei der Sache im 
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Ganzen unbetheiligt waren, erklären; anderer Seits ver- 
rielh es aber eine zu grosse Befangenheit für die eigene, den 
Betbeiligten vortheiihafte Ansicht, wenn gerade diese Nicht- 
betheiligung dazu benutzt wurde, um die Ansichten süddeutscher 
Regierungen, oder auch Preussens, welches sich vermöge des 
Tilsiler Friedensschlusses in einer andern Lage, als zum Beispiel 
Hannover, befand, als nicht unpartbeiisch darzustellen. 
Selbst der Fürst Metternich, der gewiss nicht geneigt war, dem 
s. g. Legitimitätsprincip etwas zu vergeben, hat die Be- 
hauptung von der Unverbindlichkeit der Handlungen der west- 
phälischen Regierung für die factisch vertriebenen Regenten auf 
den Grund der Illegitimität der Zwischenherr- 
schaft nicht ausgesprochen. In einer höchst bemerkenswerthen 
Note an den Grafen Buol vom 14. Mai 1817 warnt er vielmehr 
mit Recht davor, hiebei Alles von der zarten Legitimitäts- 
frage abhängig zumachen. Metternich gab damals den weisen, 
leider nicht befolgten Rath , die Frage wegen Erfüllung der aus 
der Existenz des Königreichs Weslphalen entstandenen Ansprüche 
nach den vereinten Rücksichten des Rechts, der Politik 
und der Billigkeit einer Lösung entgegenzuführen und von 
einer für diesen Zweck niederzusetzenden Commission einen 
schiedsrichterlichen Spruch geben zu lassen. 

Die öfTentliche Meinung, die zwar eine Zeit lang selbst auf 
Irrthum und Vorurtheil beruhen kann, dann aber, wenn sie all- 
gemein und dauernd dieselbe bleibt, als ein beachtungswerther 
Ausdruck des menschlichen Rechtsbewusstseins betrachtet werden 
muss, hat über das Verfahren; welches z. B. in Kurhessen gegen 
die westphälischen Domainenkäufer beobachtet worden ist, und 
welches auch auf das jus postliminii des zurückgekehrten Landes- 
herrn, der an die, seine Rechte verletzenden Acte des occu- 
pirenden Feindes nicht gebunden sei , gegründet wurde, 
sowie über den offenbaren Missbrauch, der hier von demselben 
Landesherrn mit seiner gesetzgebenden Macht zur Sanction der 
eigenmächtigen Besitzergreifungen des Fiscus und der Hemmung 
oder vielmehr Versperrung des Rechtswegs für die Dejicirten 
getrieben wurde, schon längst ein hartes Urtheil gesprochen. 
Weniger entschieden ist die öffentliche Meinung in Betreff der 

Zcitichr. fttr StMUw. 1853. 1« Heft. 6 
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verweigerten Anerkennung der vvesiphälischen Staatsschulden 
gewesen und nur die Vermischung mit der Domainenfrage , von 
der sie , wie sich unten zeigen wird , gesondert werden muss, 
hat sie häufig einer gleichen Verdammung unterworfen , obwohl 
sie auch rechtlich , wie wir glauben , anders zu entscheiden ist, 
als man gewöhnlich meint. 

Auch die ziemlich zahlreichen wissenschaftlichen Erörterungen 
und selbst Urtheile oberster Gerichtshöfe in den betheiligten 
Staaten , z. B. der Oberappellationsgerichte zu Cassel , Wolfen- 
bültel, sowie Facultätserkennlnisse, haben sich keineswegs günstig 
für den Grundsatz von der absoluten Unverbindlichkeit 
der Handlungen des Zwischenherrschers ausgesprochen. Die 
meisten Urtheile und Schriften beziehen sich aber nur auf zwei 
besonders lebhaft erörterte Fragen, nämlich auf das Recht der 
westphälischen Domainenkäufer und der Schuldner des 
Staats oder des vertriebenen Fürsten, welche eine während der 
Zwischenherrschaft oder eine durch Zahlungen an den Eroberer 
eingetretene ganzliche oder theilweise Befreiung von ihrer Schuld 
behaupteten '}. 

Rechnet man die in einer sehr unerquicklichen Manier ge- 
schriebene Abhandlung von L. Schaumann, die rechtlichen 
Verhältnisse des legitimen Fürsten, des Usurpators u. s. w., Cassel 
1820, ab, welche besonders gegen ein, auch in den Bundes- 
verhandlungen vorkommendes, Urtheil der Giessner Juristen- 
facultät in einer die Hannover'sche Domainenkaminer betreffenden 
Rechtssache gerichtet ist, — so lässt sich gar keine Schrift, 
und noch viel weniger eine wissenschafthche Autorität namhaft 
machen, welche jene Unverbindlichkeit in der von den betheiliglen 
Regierungen behaupteten Weise in Schutz genommen hätte. 
Dagegen haben sich die anerkanntesten publicislischen Autoritäten, 
wie z. B. K. S. Zachariä, Pfeiffer, Behr, Sticke! u. A., 



1) Vergleiclie die Literatur bei KI über, öffentliches Recht §. 253 
H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, Theil I, Seite 202 
Zöpfl, Grundsätze des constitutionellen Staatsrechts, 3. Ausgabe, §. 74 
Pfeiffer, Das Recht der Kriegseroberung in Beziehung auf Staatscapitalien 
Cassel 1833 , wo sich in der Vorrede Seite VIII — XIV das genaueste Ver- 
eeichniss der bis 1823 erschienenen Schriften findet. 
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in den besonderen dieser Frage gewidmeten Abhandlungen we- 
nigstens übereinstimmend dahin erlilärt, dass die Frage von der 
Rechtsverbindlichkeit eines Zwischenherrschers nicht von der 
s. g. Legitimität abhängig sei, und dass wegen der noth- 
wendigen Fortsetzung des Staatsorganismus und unter der Voraus- 
setzung, dass ein solcher — im Gegensatz zu der blos vorüber- 
gehenden feindlichen Occupation — wirklich bestanden habe, 
auch die nicht an sich ungesetzlichen oder con- 
stitutions widrigen Handlungen der s. g. Zwischen- 
herrschaft, als Aeusserungen der, selbst während der Ent- 
fernung des legitimen Regenten nolhwendig fortdauernden und 
im Slaatsbegritf gegebenen , Staatsgewalt anerkannt werden 
müssten, wenn man nicht behaupten wolle, dass mit der Ver- 
letzung des legitimen Herrscherrechts auch der ganze Rechts- 
zustand und die staatliche Verbindung eines Volkes aufgehoben 
werde. In gleicher Weise haben sich auch fast alle neueren 
Systeme des Staats- und Völkerrechts ausgesprochen '). Auch 
wir sind der Ansicht, dass der Grundsatz, welchen z. B. Han- 
nover in den Abstimmungen bei der Bundesversammlung und 
in andern Verhandlungen stets festgehalten hat, dass es hinsicht- 
lich der „nicht cedirt gewesenen" Provinzen die Acte der west- 
phälischen Herrschaft nicht anzuerkennen brauche, weil Jörome 
ein Usurpator gewesen und die Wirkungen der feindlichen Occu- 
pation des Landes nicht über den thatsächlichen Besitz und dessen 
unmittelbare Folgen ausgedehnt werden könnten, nicht zu recht- 
fertigen sei, indem er gewisse, an sich nicht zu bestreitende, 
völkerrechtliche Principien über die Wirkungen der feindlichen 
Besetzung eines Landes auf einen seiner wesentlichen Natur nach 
ganz verschiedenen Fall zur Anwendung bringt. 

Allerdings sagt schon der Vater des modernen Völkerrechts, 



1) Namentlich Kl über, öffentliches Recht §. 253; K. S. Zachariä, 
vierzig Bücher vom Staate. Umarbeitung. Bd. V. S. 121 f.; Mauren- 
brecher, Deutsches Staatsrecht §. 146; Zöpfl, Grundsätze des constitu- 
tionellen Staatsrechts $.74; Weiss, System des deutschen Staatsrechts 
§.251; Heffter, Europäisches Völkerrecht §.185; Oppenheim, System 
des Völkerrechts S. 141 f.; H. Wheaton, Elements du droit international. 
Leipzig et Paris 1846. Tom. I. S. 40 f. 

6» 
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Hugo Grotius, de jure belli et pacis. Lib. II, Cap. XIV. §. 14: 
„Contraclibus vero eonim, qui sine jure iinperium invaserunt, 
non ienebuntur populi aut veri reges; nam hi jus obligandi 
populuin non habuerunt. De in rem verso lamen tenebuntur, 
i. e. quatenus locupletiores facti sunt"; und in gleicher Weise 
haben alle Schriftsteller des Völkerrechts, bis auf die jüngste 
Zeit herab, anerkannt, dass nach Vertreibung des Feindes das 
von diesem nach den Grundsätzen der occupatio bellica erworbene 
Eigenthum erlösche und dass das Eigenlhum des vertriebenen 
Besitzers, also z. B. auch das des vertriebenen Regenten an den 
Domainen, nach dem Grundsalz des römischen Rechts, expulsis 
hostibus ex agris, quos ceperint, dominia eorum ad priores 
dominos redire - wie man sagt jure postliminii wieder auflebe, 
ohne dass der Eigenthünier an die Veräusserungen oder sonstigen 
Dispositionen des Zwischenbesitzers gebunden wäre, wenn er 
nicht selbst freiwillig auf sein Recht verzichtet oder dasselbe 
durch eine vollständige Unterwerfung verloren hatte. Hugo 
Grotius, de J. B. et P. Lib. 111. Cap. VI. §. 4. Cap. IX. §. 13.— 
Vattel, Droit des gens. Livre III. Chap. .XIII., welcher §. 197 
sagt: „Les Immeubles, les Terres, les Villes, les Provinces, passent 
sous la puissance de TEnnemi qui s'en empare ; mais l' acquisition 
ne se consomme, la propriite ne dement stable et par falle, 
que par le Tratte de Paix ou par Pentiere soumission et 
Vextinction de VEtat, auquel ces Villes et Provinces appartenoient. 
§. 198. Vn tiers ne peut donc acquhir avec süret^ une Place, 
ou une Province conquise, jusqu' ä ce que le Souverain, qui 
I'a perdue y ait renonci par le Traite de Paix, ou que soumis 
Sans retour, il ait perdu sa Souveraineti.^ — Klub er, Droit 
des gens. §. 256 f. — Marlens, Pröcis du Droit des gens. 
Liv. VIII. chap. 14. §. 182. — Heffter, Europäisches Völker- 
recht. §. 131. §. 185. — Auch der neueste Schriftsteller über 
Völkerrecht: Wheaton, Elements. Tom. II. pag. 58 — äussert 
sich in übereinstimmender Weise dahin : „Le proprietaire originaire 
de cette espece de propriöte (immeuble) a droit ä ce qu'on 
uppelle le b^n^fice de postliminii , et le litre acquis pendant 
la guerre doit itre conßrmi par un traite de paix avant d'itre 
comidiri comme completement valide. — Jusqu'ä cette con- 
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firmation ce tilre reste susceplible d'ölre enleve par le jus post- 
liminii. Celui qui achete une portion du domaine national la 
prend au risque d'ßlre övincö par le souverain originaire pro- 
pri^taire, quand il rentre en possession de ses domaines." Die- 
selben Sätze sind es denn auch, mit welchen Hannover, Kurhessen 
und Braunschweig in ihren Deductionen die Unverbindlichkeil 
der Acte der westphälischen Zwischenherrschaft für den legitimen 
Regenten oder Landesherrn zu begründen versucht haben. 

Allein die Frage, ob auf den Bestand des Königreichs 
Westphalen und die Gültigkeit der Acte dieser Zwischenregierung 
wirklich der Gesichtspunkt einer feindlichen Occupation 
und provisorischen feindlichen Verwaltung passe, — 
den man, wie auch die gelegentlich benutzten Beispiele von 
Ankauf Dünkirchens durch Ludwig XIV. u. s. w. zeigen , allein 
im Auge hatte, — blieb dabei unerwogen, oder wurde auf eine 
mit den Thatsachen im Widerspruch stehende Weise beantwortet. 
Sonst würde man andere, von den angezogenen völkerrecht- 
lichen Autoritäten schon längst ebenso bestimmt hingestellte und 
anerkannte Sätze von dem Eintritt einer — einerlei, ob legitimen 
oder nicht legitimen — Regierung in die Verbindlichkeiten einer 
frühern, wie sie schon H. Grotius Lib. IL Cap. IX. §. 8 f. ') 
aufgestellt, nicht unberücksichtigt gelassen haben. 

Am besten hat unter den Neuern Heffter im Europäischen 
Völkerrecht der Gegenwart §. 185 den Unterschied zwischen der 
feindlichen Occupation, der provisorischen feindlichen Verwaltung 
und der eigentlichen Usurpation oder Zwischenherrschafl, welche 
mit der definitiven Uebernahme der Staatsgewalt und förmlichen 
Organisation der Regierungen verbunden ist, von einander 
geschieden. 

Auch Wh ea ton fügt der vorhin hervorgehobenen Regel, 
1. c. p. 59, in der Note, sogleich die erhebliche Einschränkung 
bei: „0«and le cas de conquöte est complique de celui deHvo- 
lution civile et de changement de gouvernement inlirieur re- 
connu par la nation elle-meme et par les puissances 6trangeres, 



1) Vergl. auch den Aufsatz über die Verbindlichkeiten der in ihre Lünder 
zurückgekehrten Fürsten u. s. w. in Luden's Nemesis. Bd X. St. 2. S. 129. 
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il faut recourir ä nne modification de la regle dans son appli- 
cation pratique," indem er auf die früher (Tom. I. pag. 38 fF.) 
vorgetragenen Sätze von den Staatsveränderungen oder Umwäl- 
zungen in völkerrechtlicher Hinsicht verweist. Hier sagt er aber 
(pag. 41) : „De meme qiiand les gouvernements ötrangers ou 
leurs Sujets traitent avec le chef acluel de l'Etat ou avec le 
gouvernement de facto, reconnu par l'assenliment de la nalion 
— les acles d'un fei gouvernement doivent etre considiris 
comme valides par le souverain legitime, lors de sa restauration, 
quoiqu'ils soient les actes de celui que ce souverain regarde 
comme usurpateur." Im Verhältniss zu den eigenen Unterthanen 
soll freilich nach Wheaton der legitime Souverain die Acte der 
Zwischenregierung revociren können, allein doch nur insofern, 
als hier seine gesetzgebende Gewalt durch keine anderen 
Rücksichten, als die der allgemeinen Gerechtigkeit und Billigkeil, 
beschränkt sein kann. 

Gewiss wäre der deutsche Bundestag in grosse Verlegenheit 
gekommen, wenn ein Antrag gemacht worden wäre, die Frage, 
ob Jerome ein Usurpator gewesen sei, zur Entscheidung zu 
bringen. Denn die Bejahung dieser Frage hätte die grossen 
Continentalmächte und die Mehrzahl der deutschen Regierungen, 
welche ihn als König von VVesIphalen anerkannt, und mit ihm 
und seinem Proteclor nicht blos staatliche, sondern auch Familien- 
bande geknüpft hatten, in einen doch gar zu grellen Widerspruch 
mit ihren eigenen Handlungen verwickelt. Dies scheute auch 
wohl der Fürst Metternich, als er zur gütlichen Erledigung 
der westphälischen Angelegenheit ermahnte, und ebensosehr, 
wenn nicht noch mehr, die dabei nolhwendige practische Er- 
örterung des Legitimitätsprincips, welches selbst die heilige 
Allianz trotz aller darauf gestützten Restaurationen nicht weiter 
befolgt halte, als es den grossen politischen Interessen convenabel 
zu sein schien. 

Im völkerrechtlichen Sinne war die westphälische Regierung 
kaum noch eine usurpalorische zu nennen; denn nicht blos das 
Volk halte sich ihr ohne Widerstand unterworfen, sondern sie 
war auch von allen Continentahnächten anerkannt. Ob diese 
Anerkennung eine freiwillige, oder ob sie durch die Noth und 
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die mangelnde Kraft zu fernerem Widersland gegen den Sieger 
abgedrungen war, konnte hier so wenig wie bei andern völker- 
rechtlichen Verträgen einen Unterschied begründen. Auch die 
mangelnde Einwilligung der vertriebenen Beherrscher der Han- 
nover'schen, Kurhessischen und Braunschweigischen Lande konnte 
die rechtliche Existenz des in den Staatenkreis vollkommen 
eingetretenen Königreichs Westphalen nicht afliciren, indem das 
Völkerrecht stets dem Mangel einer solchen Einwilligung nur 
so lange eine rechtliche Wirkung beigelegt hat, als sie möglicher- 
weise noch mit factischen Folgen verbunden sein, d. h. vermöge 
des in irgend einer Weise fortdauernden Widerstandes eine 
Restitution oder Wiedergewinnung des verlorenen Bezitzes als 
möglich oder nur einigermaassen wahrscheinlich angesehen werden 
konnte. — Niemand hat die völkerrechtliche Legitimität des Hauses 
Hannover auf dem englischen Throne bestritten, auch zu der 
Zeit, wo die Stuarts noch nicht erloschen waren, und ebensowenig 
fällt es Jemanden ein , die jetzige schwedische Königsfamilie als 
eine usurpatorische zu bezeichen, obgleich der Sohn des ent- 
thronten Königs Gustav IV. Adolph noch lebt. Wie aber die 
Lage Europa's nach der Besiegung Oesterreichs und Russlands 
(1805) und Preussens (1806) nach der Auflösung des deutschen 
Reichs, der Stiftung des Rheinbundes und in Folge der Stipu- 
lationen des Tilsiter Friedens war, konnte in der That von einer 
gegründeten HotTnung auf Restitution der vertriebenen deutschen 
Fürsten , namentlich des Kurfürsten von Hessen nnd des Herzogs 
von Braunschweig, deren Länder dem Königreich Westphalen 
einverleibt waren, oder von einer Fortsetzung eines Kriegs- 
zustandes wider Napoleon von ihrer Seite vernünftiger Weise 
keine Rede sein. Was aber die Hannover 'sehen Lande belrifTl, — 
welche ohne ernstlichen Widersland der allerdings eines recht- 
fertigenden Grundes entbehrenden, im Frieden mit dem deutschen 
Reich vollzogenen französischen Occiipation Preis gegeben, dann 
einer provisorischen Verwaltung unterworfen, 1805 an Preussen 
abgetreten und endlich dem neu geschaffenon Königreich West- 
phalen einverleibt worden waren , — so konnte man mit Grund 
auch nicht sagen, dass ihr Landesherr als solcher den Krieg 
gegen Napoleon fortgesetzt habe, obwohl dies von England, mit 
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welchem Hannover durch Personalunion verbunden war, be- 
kanntermaassen geschehen ist. Wenigstens fehlt es an jeder 
darauf abzweckenden Erklärung und jeder derselben entsprechen- 
den thatsächlichen Documenlirung der Behauptung, dass auch der 
Kurfürst von Hannover den Krieg gegen Frankreich fort- 
geführt habe. 

Legt man diesen unzweifelhaften factischen Verhältnissen, 
welche mit der Existenz des Königreichs Westphalen und seiner 
Regierung verbunden waren, die erforderliche Bedeutung bei, 
so wird man unmöglich, auch vom rein völkerrechtlichen Stand- 
punkte aus , blos von einer während des Krieges slattgefundenen 
feindlichen Besetzung der Hannover'schen Lande und den mit 
einer solchen verbundenen Rechtswirkungen reden können. 
Hauptsächlich ist aber dabei zu erwägen, dass die ganze Frage 
von der Verbindlichkeit der Handlungen des Zwischenherrschers 
in ihren wichtigsten , die Rechte Einzelner berührenden Bezie- 
hungen weniger eine völkerrechtliche, als vielmehr eine staats- 
rechtliche Frage ist. Denn das Völkerrecht hat es blos mit den 
Rechtsverhältnissen der Staaten oder ihrer Völker und ihrer 
Glieder, als Bestandtheile des Ganzen, zu einander zu thun; das 
Staatsrecht dagegen mit den durch das Wesen und die Natur 
der Staatsverbindung begründeten und im einzelnen Staate positiv 
rechtlich bestimmten Rechten und Pflichten der Staatsgewalt als 
solcher und im Verhältniss zu den Staatsgliedern. Völkerrecht- 
lich ist daher allerdings das Verhältniss des durch eine fremde 
Macht eingesetzten Usurpators zum legitimen Herrscher; nach 
Völkerrecht ist die Frage zu beurtheilen, ob das Recht des 
legitimen Herrschers im Verhältniss zu anderen Staaten und 
Völkern noch bestehe und im Falle der Restitution ein jus post- 
liminii anzuerkennen sei, oder in der That eine auf neuem 
Titel beruhende Herrschaft beginne; völkerrechtlich ist endlich 
die Frage, in wiefern der restaurirte Besitzer die während des 
Interregnums mit andern Staaten abgeschlossenen Verträge und 
die im Verhältnisse zu diesen begründeten Rechte und Verbind- 
lichkeiten zu übernehmen habe. Was dagegen das Verhältniss 
der Unterthanen zur s. g. Usurpation belrifll, und die Frage, ob 
und inwiefern die in der Zwischenzeit für Einzelne begründeten 
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Rechte und Verbindlichkeilen und die Acte der usurpatorisch 
ausgeübten Staatsgewalt überhaupt als gültig zu betrachten seien? 
so ist diese allgemeine, und jede damit zusammenhängende, 
speciellere Frage rein staatsrechtlicher Natur, d. h. sie 
muss aus dem Wesen oder dem Rechte des Staats beurtheilt 
und gelöst werden. 

Eine wesentliche Voraussetzung dafür ist natürlich die, dass 
während des Interregnums wirklich ein staatlicher Zu- 
stand stattgefunden, d. h. dass zwischen dem s. g. Usur- 
pator und den Landesbewohnern ein, in irgend einer Weise 
definitiv geregeltes Verhältniss von Herrschaft und Ge- 
horsam, wie es im Staatsbegriff gegeben ist, bestanden habe, 
vermöge dessen die bestehende Gewalt wirklich die Rechte und 
Pflichten einer ordentlichen Obrigkeit im eigenen Namen 
ausüben wollte und die Unterthanen sich dieser Gewalt als 
ihrer staatlichen Obrigkeit unterworfen und die Unter- 
thanspflichten gegen dieselbe erfüllt haben; wodurch wieder die 
eigentliche Zwischenherrschaft sich von einer blossen 
feindlichen Occupation und von einer augenblicklich dominirenden 
revolutionären Gewallherrschaft unterscheidet. Dagegen ist es 
für die Frage von der Rechtsgültigkeit der Handlangen eines 
Zwischenherrschers ganz einerlei, ob die Zwischenherrschafl 
in Folge gewaltsamer Revolution im Innern des Staats ein- 
getreten, oder von einer zwingenden auswärtigen — feindlichen — 
Macht eingesetzt worden ist. Auch die republicanische Regierung 
Frankreichs und das Regiment Napoleons war im Sinne der 
Restauration nur eine Zwischenherrschaft j die Bourbonen der 
altern Linie sahen auch die 1830 in Frankreich eingesetzte 
Regierung nur als eine usurpalorische an, und wahrscheinlich 
würde auch der Herzog Carl von Braunschweig , wenn er ein- 
mal reslaurirt werden sollte, von einer sein legitimes Herrscher- 
recht nur faclisch beseitigt habenden Usurpation seines Bruders 
Wilhelm reden. 

Der Hauptgrund aber, weshalb man sich im Falle einer 
eigentlichen Zwischenherrschafl im Allgemeinen für die Rechts- 
gültigkeit der an sich oder nach der bestehenden Verfassung 
nicht rechtswidrigen Regentenhandlungen — denn nur 
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von diesen ist hier die Rede — entscheiden muss, liegt in der 
nothwendigen Fortdauer eines staatlichen Rechts- 
zustandes, mit welcher die willkührliche, rückwärts wirkende 
Vernichtung der Regierungsacle aus der Zeit des Interregnums 
rechtlich als ganz unvereinbar erscheinen muss. Ist aber, wie 
bereits in meinem Staats- und Bundesrecht Thl. I. S. 203, mit 
Rücksicht auf die Behandlung der Frage im Schoosse der Bundes- 
versammlung bemerkt ist, die Frage: 

ob das rechtliche Dasein und die Fortdauer des 
Staats von der Ausübung der Regierungsgewalt durch 
das nach der bisherigen Verfassung berechtigte Subject 
bedingt sei? 
zu verneinen, und kann man demgemüss auch die factische 
Aufhebung des Regierungsrechtes des legitimen Fürsten nicht 
einer Aufhebung des Slaalsverbandes selbst gleichstellen; — so 
kann auch die Rechtsverbindlichkeit der, wie der Staat selbst 
ununterbrochen fortdauernden, Staatsgewalt nicht von dem 
älteren Rechte auf dieselbe abhängig gemacht werden. Derselbe 
Grund, welcher den Nachfolger in der Regierung überhaupt 
verpflichtet, die Handlungen des Vorgängers anzuerkennen, — 
einerlei, aus welchem Gruade er succedirt, ob er Erbe des 
Vorgängers ist, oder nicht — wobei sich die Möglichkeit einer 
Abänderung für die Zukunft natürlich von selbst versieht, — 
nöthigt auch den restaurirten legitimen Landesherrn, die gesetz- 
oder constitutionsmässigen Acte des Interregnums , insoweit sie 
nicht gerade die Ausschliessung seiner Dynastie betreffen, als 
gültige Regierungsacte anzuerkennen, und, vorausgesetzt, 
dass überhaupt noch von einer Rechtsnachfolge in dieselbe 
Staatsgewalt die Rede sein kann, übernommene Verb in d- 
lichheiten der Zwischenregierung zu erfüllen. Dass 
übrigens in Republiken, in welchen z. B. eine Einherrschaft als 
Zwischenherrschaft bestanden hätte, nach erfolgter Restauration 
der alten Verfassung, derselbe Grundsalz gelten müsse, versteht 
sich ganz von selbst. 

Man hat zwar dieser Lehre den Vorwurf gemacht, dass sie 
politisch gefährlich sei, und dem Legitimitätsprincipe 
ganz und gar widerspreche; insbesondere ist die Doctrin von der 
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Fortdauer der Staatsgewalt oder dem „ewigen Staat" 
verspottet, z. B. in der Schrift von Schaumann, oder wohl gar 
als eine revolutionäre Neuerung bezeichnet worden. Nament- 
lich hat z. B. die Hannover'sche Abstimmung im Protokoll der 
Bundesversammlung vom 5. Juni 1^23 und die Oesterreichische 
Abstimmung in der Angelegenheit der westphälischen Domainen- 
käufer im Protokoll vom 4. December 1823, indem sie die in 
dem Gutachten der Reclamationscommission §. 10 vorgetragenen 
slaalsrechllichen Grundsätze missbilligl, über diese das Ver- 
dammungsurtheil ausgesprochen. 

Allein wenn, was die politische Gefährlichkeit dieser Doctrin 
belriin, z. B. in der Braunschweigischen Abstimmung vom 
4. December 1823 auf die nachtheiligen Folgen davon 
aufmerksam gemacht wird, wenn die Dispositionen einer usurpa- 
torischen Regierung anerkannt w«rden müsslen, so liegt dabei 
Iheils wieder die offenbare Verwechselung der eigentlichen 
Zwischenherrschafl mit der gar keinen neuen staatsrechtlichen 
Zustand begründenden Occupation eines Landes durch den krieg- 
führenden Feind zu Grunde, theils lässt sie unerwogen, dass 
den Unterlhanen das Urlheil darüber, ob die frühere Regierung 
der gegenwärtigen gegenüber noch ein Recht habe, nicht zu- 
gemulhet werden kann , und dass der gemeine Mann selbst 
durch religiöse Vorschriften darauf angewiesen wird, der Obrig- 
keit, die Gewalt über ihn hat, unterthan zu sein. Hiermit würde 
aber die Ueberzeugung , dass man dessen ungeachtet mit der 
bestehenden Regierung in keine reciilsverbindliche Geschäfte ein- 
gehen könne, oder dass die Acte derselben ungültig seien, sich 
vernünftiger Weise gar nicht vereinigen lassen, und andererseits 
der Zwischenherrsciier gewissermaassen aulorisirt werden, nur 
darauf Bedacht zu nehmen , wie er seine Herrschaft möglichst 
zu seinem eigenen Vortheil ausbeuten könne, was natürlich nur 
zum allgemeinen Verderben des Landes ausschlagen würde '). 
Der Eroberer würde der Gegenwart um so mehr aufbürden , je 
weniger er eine Anerkennung von der Zukunft zu erwarten hat, 



1) Sticket, Beilrag zu den Lehren von der Reclilsbeständigkeit der 
Handlungen eines Zwischenherrschers, S. 44. 
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und deshalb z. B. keine Anlehen machen, sondern das Geld da 
wegnehmen, wo es sich darböte '}. Mindestens muss es dem- 
nach als höchst zweifelhaft betrachtet werden, welche von den 
beiden sich einander gegenüberstehenden Ansichten wirklich 
Staats gefährlich er sei. 

Die Lehre vom „ewigen Staate" aber, die natürlich 
dadurch nicht widerlegt wij-d, dass die Geschichte von vielen 
untergegangenen Staaten zu erzählen weiss , und die keinen 
andern Sinn hat, als dass jeder Staat seiner Natur und Bestim- 
mung nach ein dauernder und unauflöslicher Verein sei, und 
dass die Staatsgewalt unabhängig von den, wechselnden Inhabern, 
der Rechtsidee nach, ununterbrochen fortdauere, — ist keine 
neue Erfindung der speculaliven Philosophie, sondern wohl so 
all, wie die Staaten selbst *). Es würde nicht schwer sein, aus 
dem Römischen Recht zu beweisen, dass das imperium als etwas 
ununterbrochen Forldauerndes angesehen wurde. Auch die 
Juristen des Mittelalters (z. B. B a 1 d u s) personificiren die Staats- 
gewalt als die den Staat ununterbrochen repräsentirende Macht 
und leiten daraus die Verpflichtung jedes Nachfolgers zur An- 
erkennung desjenigen ab , was im Namen des Staats geschehen 
ist, und denselben Sinn hat in dem früher streng monarchischen 
Frankreich das Sprüchwort: „Le roi ne meurt ^as." Mit dem 
Legitimitätsprincip kann aber diese Lehre deshalb gar nicht im 
Widerspruch stehen, weil ohne sie das Princip selbsl ganz seine 
Basis verlieren und der rechtliche Zusammenhang auch zwischen 
den auf einander folgenden legitimen Throninhabern aufgehoben 
werden würde. 

Ganz einerlei ist es übrigens für die Beurtheilung der vor- 
liegenden Rechtsfrage, ob man den Rechtsgrund der Staats- 
gewalt in einem nach freier Willkühr abgeschlossenen Vertrag, 
oder auf irgend ein Gesetz der Nothwendigkeil gründet. 
Denn der Begriff und das Wesen des Staats selbst wird dadurch 
nicht afficirt. Auch das, monarchische Princip '} in seiner 

1) K. S. Zachariä, vierzig Bücher. Band V. Seite 124. 

2) Hugo Grotius, De J. B. et P. Lib. II. Cap. IX. §. 3. „Diiit Iso- 
crates et post eum Julianus imperator civitales e»»e immorlales.'^ 

3) Das monarchische Princip ist blos gegen die wirkliche Tbeilung 
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strengsten Auffassung hat mit dieser Frage an sich gar nichts 
zu schaffen. Mit der Patrimonialitäls-Theorie, welche 
in dem frühern deutschen Staatsrecht allerdings für die Bestim- 
mung der Rechte der Territorialherren sehr maassgebend gewesen 
ist, konnte man freilich zu der Folgerung gelangen, dass der 
restaurirte Fürst die Regentenhandlungen des Usurpators ebenso- 
wenig anzuerkennen brauche, als der Eigenthümer einer Sache 
die Verfügungen eines unberechtigten Besitzers derselben. Allein 
es bedarf wohl hier keines weitern Nachweises, dass das deutsche 
Staatsrecht, wenn es auch in gewissem Sinne ein Eigenthum 
des Fürsten an der Staatsgewalt anerkannte, schon längst die 
priva trechtlichen Analogiean vom Eigenthum an beweglichen 
und unbeweglichen Sachen zurückgewiesen hat. Denn man 
konnte nicht verkennen, dass sich ein lebendiger Staatsorganismus 
nicht mit einem Grundstück vergleichen lasse und dass die Be- 
deutung jenes staatsrechtlichen Eigenthums nur aus der 
Natur und dem Wesen seines Objectes, des Staates nämlich, 
ihre rechtliche Begrenzung erhalten könne. Daher musste man 
selbst bei einer vernünftigen Auffassung der Patrimonialitäts- 
Theorie nothwendig zu dem Resultate gelangen, dass der Staat 
als lebendiger Organismus nicht zu e.xistiren aufhöre, wenn auch 
der legitime Inhaber der Staatsgewalt von der Regierung aus- 
geschlossen werde, und dass das Unrecht, welches in seiner 
Vertreibung oder Ausschliessung liegt, nicht auch die Rechts- 
ungültigkeit der Acte der usurpalorischen Regierung im Gefolge 
haben könne. Man kann es daher nur als einen auf Haller'- 
schen Theorieen beruhenden Irrthum und als eine der fürstlichen 
Gewalt selbst höchst nachtheilige Uebertreibung betrachten, wenn 
in der Hannover'schen Abstimmung vom 5. Juni 1823 erklärt 
wird, dass die Lehre vom ewigen Staat „mit den Grundsätzen 



der Staatsgewalt zwischen Staatsoberhaupt und Volksreprä- 
sentation gerichtet. Wer rechtmässig als Staatsoberhaupt fungire, 
bleibt dabei ganz ausser Frage und der Satz der Hannover'schen Abstimmung 
vom 5. Juni 1823 (Protokoll der Bundesversammlung §. 98. S. 240), „dass 
ein staatsrechtlicher Zustand wegen dieses Princips unter einem eingedrungenen 
Regenten nicht bestehen könne", beruht auf einer völligen Verwirrung der 
Begriffe. 
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der Legitimität, mit dem monarchischen Princip 
und mit dem bestehenden Staats recht" im Widerspruch 
stehe; dass nach Vertreibung des rechtmässigen Regenten „die 
Staatsglieder nur noch nach dem jus naturale in socialer Ver- 
bindung blieben, in welcher dasjenige, was zur Erhaltung der 
Gesellschaft geschehe, nach den Grundsätzen der Lex Rhodia 
de jactu getragen werde, dass aber keineswegs der bleibenden 
socialen Verbindung der Charakter eines rechtlichen Staats- 
zustandes beigelegt werden könne." Diess wäre doch in der 
Thal das „L'etat c'est moi" in seiner crassesten Gestalt. 

Sind nun hiernach , zufolge der nolhwendigen Consequenzen 
aus der Natur und dem Wesen des Staats, auch die Handlungen 
der Zwischenherrschaft als nothwendige Aeusserungen der fort- 
existirenden Staatsgewalt zu betrachten, so kann der Mangel 
einer positivrechtlichen Bestätigung dieses Grundsatzes um so 
weniger in Betracht kommen, als ein die Verbindlichkeit der 
Acte der Zwischenherrschafl aussprechendes Gesetz nur von 
einer über der Staatsgewalt stehenden Gewall ausgehen könnte, 
also insofern etwas Unmögliches ist. Von selbst ergiebt sich 
aber hieraus, dass man z. B. die von Hannover behauptete Un- 
verbindlichkeit der Acte der westphälischen Regierung, d. h. 
auch derjenigen, welche als constitutionsmässige nicht an sich 
ungültig sind, nicht deshalb billigen kann, weil von Seiten des 
Hanno ver'schen Landesherrn eine Cession seiner Lande an den 
Schöpfer des Königreichs Westphalen niemals stallgefunden 
habe; womit denn der bisher gemachte Unterschied zwischen 
den von Preussen überkommenen, an Napoleon cedirt gewesenen 
Landestheilen und den s. g. althannover'schen Provinzen von 
selbst als unhaltbar sich herausstellen muss. 

Vor allen Dingen darf bei Anwendung des allgemeinen 
Grundsatzes von der Rechtsgülligkeit der Handlungen eines 
Zwischenherrschers auf die Acte der Regierung des Königreichs 
Westphalen nicht unerwogen bleiben, dass in demselben nach 
einer gegebenen Constitution — wenn auch schlecht genug 
in vielfacher Beziehung — regiert wurde; dass Reichsstände 
organisirt waren, dass die Gerichte und alle Zweige der 
öffentlichen Verwaltung in gesetzlich geregelter Thätig- 
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keit sich befanden; dass die Unterthanen der bestehenden Re- 
gierung gehuldigt hatten und willig Gehorsam leisteten, dass 
also mit einem Worte ein vollständig und definitiv ge- 
regelter Staatsorganismus in demselben existirle, den 
die Rechtsüberzeugung des ganzen Volkes als solchen betrachtete 
und welchen man mithin in rechtlicher Beziehung nicht nach 
Grundsätzen beurtheilen kann, welche nur auf die Acte einer 
vorübergehenden feindlichen Occupation oder allenfalls einer 
provisorischen feindlichen Verwaltung als passend betrachtet 
werden können. Dass die Hannover'sche Regierung die west- 
phälische Verfassung und Gesetzgebung und alle dadurch be- 
gründeten Einrichtungen durch Wiedereinführung der alten Ver- 
fassung und Landesgeselzgebung für die Zukunft beseitigen konnte 
und in Betreff der damit verbundenen Umgestaltung der Rechts- 
verhältnisse durch Iransitorischü Verordnungen, wie sie 
wirklich erlassen sind , nähere Fesiselzungen zu machen befugt 
war, verstand sich ganz von selbst; allein ebenso wenig, wie 
sie zu einer retroactiven Ausübung ihr er Regierungs- 
rechte gegen ihre Unterthanen oder Dritte in Beziehung auf 
die unter der Zwischenherrsciiaft abgelaufene Regierungsperiode, 
z. B. Nachforderung von Steuern, Abgaben und Diensten be- 
rechtigt war — ein Recht, was sie im Allgemeinen auch niemals 
in Anspruch genommen hat; — ebenso wenig konnte sie die 
Handlungen der richterlichen und administrativen Gewalten in der 
Zeit der westphälischen Zwischenherrschafl rückwärts an null i- 
ren, und insofern dabei jma quaesita oder Privalrechte in Frage 
kamen, für die Zukunft nur innerhalb derjenigen Grenzen eine 
Abänderung eintreten lassen, welche der Gesetzgebung hinsicht- 
lich des wohlerworbenen Rechts überhaupt gesteckt sind. 

Die Folgerungen, welche sich hieraus für die Beurtheilung 
der vielbesprochenen Domainenveräusserungs frage er- 
geben, liegen nahe '3. Ebenso wird man in Betreff der von 
der Zwischenherrschafl contrahirten Schulden, deren Gültigkeil 
oder Verbindlichkeit an sich nicht in Abrede stellen können. 



1) Vgl. Heffter, Europäiachea Völkerrecht §. 188. Nr. IV. — Zopf 1, 
Grundsätze des constitutioneUen Staatsrechts. 3te Ausgabe. §. 74. S. 128. 
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Ob aber z. B. auch Hannover zur Bezahlung der von der 
weslphälischen Regierung gemachten Schulden ebenso verpflichtet 
sei, als es zur Anerkennung der geschehenen Veräusserungen 
und dadurch begründeten Privaleigenthumsrechte — vorausgesetzt, 
dass die Veräusserungen nicht constitutionswidrig waren — ohne 
Zweifel als verbunden erachtet werden müsse, diess ist eine 
Frage, welche keineswegs mit der Anerkennung des Princips 
der staatsrechtlichen Gültigkeit der Handlungen der Zwischen- 
herrschal't als bejaht zu betrachten ist. Da es sich nämlich, was 
die Staatsschulden betrifft, nicht um ein absolutes, gegen 
Jedermann zu schützendes und verfolgbares Recht handelt, wie 
diess beim Eigenthum und anderen dinglichen Rechten der Fall 
ist, da die Staatsschulden die Natur jeder andern 
civilrechtlichen Obligation Iheilen, welche immer 
nur gegen die bestimmte Person des Schuldners oder dessen 
Successoren geltend gemacht werden kann , so wird man 
auch nur diejenige Regierung zur Bezahlung der von einer vorher 
bestandenen ölTentlichen Gewalt conirahirten Schulden als recht- 
lich verpflichtet betrachten können, welche wirklich als Nach- 
folgerin in derselben Staatsgewalt anzusehen ist. Sollte 
also von einem rechtlichen Successionsverhältniss 
in Beziehung auf das ephemer bestandene Königreich Westphalen 
nicht die Rede sein können, so würden auch die Regierungen, 
welche Bestandtheile des Königreichs Westphalen besitzen, — 
vorausgesetzt, dass sie nicht eine Verpflichtung besonders über- 
nommen haben, juristisch nicht zur Zahlung als verbunden zu 
betrachten sein. 

Von der Uebernahme einer VerpflichJung, — um 
diesen Punkt vorerst zu erledigen — von einem allgemeinen 
Versprechen zur Bezahlung der weslphälischen Schulden nach 
einem bestimmten Maasstabe zu concurriren, kann aber in BetrelT 
Hannover's z. B. durchaus keine Rede sein. Es liegt keine 
Handlung vor, welche als eine ausdrückliche oder still- 
schweigende Willenserklärung betrachtet werden könnte, und 
keine Stipulation, welche für die bestehende Regierung als ver- 
bindlich zu betrachten wäre. Man kann nicht einmal sagen, dass 
die Hannover'sche legitime Regierung, wie die Kurhessische, von 
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den AUiirten wieder eingesetzt worden wäre, und der 
Vertrag mit dem restituirten Kurfilrslcn von Hessen, der ilbrigcns 
nur eine Commission zur Regulirung der westphlilischen Ange- 
legenheiten zum Gegenstand liat, bindet, obwohl or die Ver- 
anlassung zu üommissHrisuhen Verhandlungen bildete, an denen 
sich auch Hannover betheiligte, das Königreich nn sich nicht. 
Auch steht zufolge der Ereignisse nach der Leipziger Völker- 
schlacht fest, dass die Regierung des legitimen Landesherrn 
nicht sowohl von den gegen Napoleon kämpfenden Mächten wieder 
eingesetzt worden ist, als dass sie vielmehr von selbst wieder 
in ihren alten Besitz eingetreten ist. 

Auch Handlungen, aus welchen nach Analogie der erbschaft- 
lichen Immixtion eine stillschweigende Anerkennung eines Fflicht- 
verhältnisses aus der Annahme und dem Genuss corrospondirondor 
Rechte gefolgert werden könnte, liegen durchaus nicht vor. 
Actenmdssig Hesse sich beweisen, dass sich Hannover einer Be- 
iheilung an den von der westphälischen Regierung hintoriassenen 
Aotivis früher beharrlich entschlegen hat. Erst im Berliner 
Vortrag ist ihm von dem contrahlrenden Betheiligten ein Anthoil 
an Jenen Aclivis zugesprochen und ein solcher von Hannover 
Boceptlrt worden. Allein man kann diese Activa nur als ein 
Überwiesenes Zahlungsmittel fUr die Übernommene Tilgung von 
Obligationen betrachten, und es Ist gerade in diesem Staatsvertrag 
von 1842, ebenso wie in allen frühem Fällen, z. B. dem Gesetz 
von 1838, wo sich Hannover zur Bezahlung gewisser aus der 
westphälischen Herrschan herrührender Schulden verstand, die 
ausdrückliche Proteslation hinzugefügt worden, dass dadurch nicht 
von dem bisher festgehaltenen Grundsatze der NichtVerpflichtung 
abgegangen werde. — Die Ausnahme in Betreff des FUrsten- 
thums Hildesheim, wo allerdings gewisse Erklärungen Hannovers 
— abgesehen von dem Elchsfeld und der Stadt Goslar — vor- 
liegen, soll später noch ins Auge gefasst werden. 

Wenden wir uns jetzt zu der vorhin angedeuteten Frage, 
ob wirklich ein rechtliches Successions verhältniss 
zwischen den wieder eingesetzten rechtmässigen 
Regierungen und der westphälischen Herrschaft 
vorliege? so muss dabei vor allen Dingen festgehalten werden, 

Ziltiahr. fUr 8U«Uw. 1SS3. ii H«ft. 7 
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dass nicht sowohl ein Wechsel der Inhaber einer und derselben 
Staatsgewalt stattgefunden hat, sondern eine wirkliche, 
völlige Auflösung eines ephemer bestandenen Staats, 
dessen einzelne Theile bei ihrer neuen Constituirung in gar keinen 
rechtlichen Zusammenhang mit der Staatsgewalt des Königreichs 
Westphalen getreten sind. 

Schon Hugo Grotius hat in seinem berühmten Werke 
de jure belli et pacis, Lib. II. im Cap. IX. Quando imperia vel 
dominia desiqant, die Fälle unterschieden, wo ein Volk oder 
ein Staat aufhöre oder untergehe, und diejenigen, in welchen 
nur ein Ueber gang in einen andern staatsrechtlichen Zustand 
stattfindet. Er bemerkt mit Recht, dass weder eine Aenderung 
der Beherrschungs- oder Regierungsform C»n<"i desinit debere 
pecuniam populus, rege sibi imposito, quam liber debebat"}, 
noch eine Vereinigung mehrerer Staaten zu einem, noch eine 
Theilung eines Staats in mehrere — welchenfalls sie sich 
pro ratis portionibus in Activa und Passiva zu theilen haben — 
das Successionsverhältniss aufhebe. Ein Gleiches wird ohne 
Zweifel auch im Fall der Eroberung eines Landes vom Rechte 
des Siegers gelten (H. Grotius 1. c. Lib. III. Cap. VIII.), und 
noch vielmehr, wenn der üebergang des Landes an den Feind 
durch einen Friedensschluss anerkannt oder bestätigt worden ist. 
Ueberhaupt wird bei jeder Art von Union und bei der In Cor- 
poration (Unio per suppressionem) die Anerkennung der 
rechtlichen Verpflichtungen des unirten oder incorporirten Staats 
durch das in diebisherige Staatsgewalt eintretende 
Subject als rechtliche Nothwendigkeit betrachtet werden müssen, 
einerlei, ob Erbrecht, Vertrag oder Kriegsreeht den Üebergang 
oder die Verbindung bewirkt. Denn in allen diesen Fällen nimmt 
entweder der Wille der einen Staatsgewalt die andere in sich 
auf, oder die eine ordnet sich freiwillig oder gezwungen der 
andern Staatsgewalt unter, und damit ist die rechtliche Verbindung 
oder die Identität der beiden Staatsgewalten in der Rechtsidee 
hergestellt '}. 

Sobald dagegen eine Staatsgewalt ganz erlischt, ohne 



1) Vergl. auch Heffter, Europaischei Völkerrecht $. 24. 
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dass eine andere an deren Stelle tritt, d. h. sie thatsächlich in 
sich aufnimmt oder mit sich vereinigt, dann wird zwar dieser 
Auflösung keine rückwirkende Kraft in der Art gegeben werden 
können, dass die durch die erloschene Staatsgewalt begründeten 
Realrechte mit ihr vernichtet würden, weil sie als absolute 
Rechte auch unabhängig von dem Subjecl, welches sie verlieh 
oder begründete, fortdauern können und müssen; Obligationen 
dagegen und insbesondere Vertragsverbindlichkeiten der ver- 
nichteten Staatsgewalt erlöschen mit ihr, wie auch in andern 
Fällen, zwischen Privatpersonen, wo kein anderes Subject von 
Rechtswegen an die Stelle des ursprünglich verpflichteten tritt '). 

Versuchen wir es, für diese Sätze in bisher vorgekommenen 
völkerrechtlichen Acten oder historischen Thatsachen eine Be- 
stätigung zu gewinnen, so ist 

1) der Grundsatz, dass die ([verfassungsmässig gemachten} 
Schulden eines Landes oder eines Staats für jeden Regierungs- 
nachfolger, auch für den, welcher auf den Grund eines völker- 
rechtlichen Titels succedirt, vollkommen verbindlich seien, mehr- 
fach durch völkerrechtliche Verträge und, was Deutschland betrifft, 
durch Reichsgesetze bestätigt worden. Denn abgesehen von ge- 
wissen Bestimmungen des westphälischen Friedens, hat z. B. der 
Friede von Campo Formio Artikel 4 und 10, der Lünewiller 
Friede Artikel 8, der Wiener Friede von 1809 §. 8, und der 
erste Pariser Friede Artikel 21 jenen Grundsatz, wenn auch 
unter einigen, das Wesen desselben nicht berührenden Modifica- 
tionen ausdrücklich anerkannt. Ebenso finden wir ihn bestätigt 
in dem Reichsdeputations-Hauptschluss von 1803 §§. 77 und 81, 
und in Betreff der mediatisirten Territorien auch in der Rhein- 
bundsacte Artikel 30, sowie auch hinsichtlich des Falles der 
Th eilung eines Landes unter verschiedene neue Erwerber der- 
selbe Reichsdeputations-Hauptschluss im §. 78 aussprach, dass 
Cammer- und Landesschulden pro rata getheilt werden sollten 
und zwar jene nach dem Domainenertrage , diese nach dem 
Steuercapitale. In allen diesen Fällen lag ein Successives- 
verhältniss, wie es oben näher bezeichnet worden ist, unzweifel- 



1) Heffter, a. a. 0. J. 33. 
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halt vor, und der Uebergang der Schuldverbindlichkeilon der 
ihren Herrn wecliselndeii Lander war damit als rechtliche Nolh- 
wendigkeil gogehen. 
Dagegen bietet 

2) für den entgegengesetzten Fall die Aiiriüsung des 
deutschen Reichs und des Rheinischen Bundes einen 
passenden Beleg dar. Durch diu Lossagung der Reichsslünde, 
welche am t2ten Juli IBÜlj die Rheinische Bundesnote zu Paris 
unterzeichneten, und die Abdication Franz li. vom 6len August 
18Ü6 hörte das deutsche Reich auf, die Reichsstaatsg^walt 
erlosch, und es fand keine Art von Succession in die- 
selbe Statt. Deshalb hat es auch das deutsche Staatsrecht als 
fast ganz unbestrittene Lehre hingestellt, dass zwar die reichs- 
vorlassungsniUssig wolilbegrlliuleten, schon wirksam gewordenen 
oder ovenluellen dinglichen Rechte, in soweit sie nicht im 
nothwcndigen Zusainmenhungo mit der Reichsverfassung standen, 
forthin anzuerkennen seien, dass dagegen persön liehe An- 
sprüche, wie z. n. aus kaiserlichen Uxpectunzen, als erloschen 
zu betrachten seien und dass llberhaupt von einer Succession 
Indio Rechte und Verbindlichkeiten von Kaiser und 
Reich keine Rede sein könne '). 

Dass nichts destoweniger einige Souveraine sich gewisse 
kaiserliche Gerechtsame, die nicht als natürliche Bestandthelle der 
neuen Souverainelüt diesen von selbst accrescirten , anmassten, 
hob den Grundsalz nicht auf, und wenn die Rheinbundsacto 
Artikel 2 die Bestimmungen des Reichsdeputations-Hauptschlusses 
von 1803 über die Rechte der Gläubiger und Pensionairo aus- 
drücklich bestUligte und im Artikel 29 eine verhiillnissmässige 
Uebernahme der Kreisschulden sanctionirte, so waren diess theils 
gar keine wirkliche Ausnahmen, insofern nur die Fortdauer der 
schon begründeten Verpflichtung der einzelnen Reichsen- 
gehürigen anerkannt wurde, theils würden diese Bestimmungen, 
wenn man sie als Ausnahmen betrachten wollte, nur die 
Regel um so mehr bestätigen, oder nur den Beweis liefern, 

1) Wienkopp, Rheinlacher Rund, Rand V. S. 95. — v. Berg, Ab- 
handlung cur ErlKttterung der rheiniachen Bundeaacle S. 55. S. 158. — H. 
A. Zaoharl«, OeuUche« Staat»- und Rundeirecbt, Th. I. S. 93 f. 
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dass man es als eine Forderung der Billigkeit betrachtete, in 
diesen Fällen, denen freilich manche andere hätten ebensowohl 
gleichgestellt werden können, eine Verbindlichkeit zu übernehmen, 
die nach strengem Rechte nicht geltend gemacht werden könnte. 
In ähnlicher Weise wurde auch der Rheinische Bund auf- 
gelöst, ohne dass irgend eine rechtliche Succession stattgefunden 
hätte. Auch hat der deutsche Bund selbst in Beziehung auf 
das deutsche Reich niemals den allgemeinen Satz gelten lassen, 
dass er als Nachfolger in dessen Rechte und Verbindlichkeiten 
eingetreten sei. Zwar hat auch der deutsche Bund die Garantie 
der auf die Rheinschifffahrtsoctroi angewiesenen directen und 
subsidiarischen Renten, sowie die durch den Reichsdepulations- 
Hauptschluss von 1803 getroffenen Verfügungen in Betreff des 
Schuldenwesens und der Pensionen geistlicher und weltlicher In- 
dividuen übernommen, hat sich für die Fortenirichtung der sog. 
Cammerzieler verwendet und z. B. auch für die Schulden der 
ehemaligen Reichsoperationskasse eine Liquidationscommission 
niedergesetzt. Er hat aber auch in letzterer Hinsicht in dem 
Beschluss vom 5ten October 1820 ') ausdrücklich ausgesprochen, 
„dass keine rechtliche Verbindlichkeit des Bundes 
zur Zahlung der Reichsoperationskasse-Schulden anerkannt werde" 
und dass nur der Billigkeit gemäss auf einige Befriedigung der 
Privatgläubiger Rücksicht zu nehmen sei. 

Wendet man nun die obigen Sätze auf die Bildung und Auf- 
lösung des Königreichs Westphalen an, so war es eine sich 
von selbst verstehende rechtliche Verpflichtung, dass das König- 
reich Westphalen die Landesschulden derjenigen Staaten, welche 
in dasselbe aufgenommen wurden, — wie es auch wirklich 
geschehen ist — übernahm, indem die Staatsgewalt dieser Länder 
durch einen, die Vereinigung bezweckenden, Willensacl in die 
westphälische Staatsgewalt überging, also eine wirk- 
liche Succession statt fand. Ein gleicher Process in entgegen- 
gesetzter Richtung fand dagegen bei der Auflösung des König- 
reichs Westphalen nicht stall. Von einer Th eilung desselben 
war dabei gar keine Rede, sondern die westphälische Staalver- 



1) von Meyers Staatsacten Theil II. Seite 175. 
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bindung zerfiel, die westphälische Staatsgewalt hörte auf zu 
existiren — wie das deutsche Reich, — und Bestandtheile 
desselben in der Art und dem Umfange wie sie schon vordem 
Staaten im deutschen Reich gebildet hatten, constituirten sich 
wieder neu als selbstständige Staatsverbindungen. Die strenge 
Legitimitätstheorie müsste freilich zu der Annahme führen, dass 
das Kurfürstenthum Hessen, Hannover und das Herzogthum Braun- 
schweig in dem Königreich Westphalen und resp. in dem fran- 
zösischen Kaiserlhiim fortdauernd existirt haben und würde auf 
diese Weise eine Continuität der Herrschaft zu deduciren im 
Stande sein; allein theils würde diese Fiction in einem grellen 
Widerspruch mit den geschichtlichen Thatsachen stehen, und anderer 
Seits, wenn sie gellen könnte vermöge der dadurch hergestellten 
Continuität der Staatsgewalt und in Verbindung mit dem Grund- 
satz von der nothwendigen Anerkennung der Handlungen der 
Zwischenherrschafl, nur zur Annahme einer theilweisen Verpflich- 
tung zur Bezahlung der westphälischen Staatsschuld hinführen. 

Wenn übrigens Hannover, Hessen und Braunschweig die mit 
der Incorporation dieser Länder in das Königreich Westphalen 
auf dieses übergegangenen und der westphälischen Staatsschuld 
einverleibten frühern Landes- und Kammerschulden , sowie die 
während der französischen Occupation von den Landesbehörden 
und Ständen contrahirten Schulden u. s. w. unweigerlich und 
gleichsam, als hätte eine Erlöschung der Obligation gar nicht 
stattgefunden, sogleich nach der Restauration wieder anerkannten, 
so war diess weiter nichts, als die analoge Anwendung eines 
auch im Civilrecht vorkommenden Restitutionsgrundes, vermöge 
dessen Forderungen, welche nach der Strenge des Rechts als 
erloschen betrachtet werden müssten, aus Rücksichten der Billig- 
keit oder allgemeinen Gerechtigkeit wiederhergestellt werden. 
Ein analoger Fall ist besonders die Restitution gegen den Ver- 
lust seiner Forderung, welche wegen der Capitis diminutio des 
Schuldners eingetreten war. 

Aus der bisherigen Ausführung ergiebt sich zur Genüge, dass 
der Unterschied , welchen die Hannover'sche Regierung 
zwischen den „alten, gewaltsam zu Westphalen geschlagenen 
Provinzen" und denjenigen, welche ihm von Preussen cedirt 
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worden sind, in Betreff der Anerkennung der in der westphälischen 
'Zwischenherrschaft durch Handlungen der Regierung begründeten 
Rechte von Privatpersonen gemacht hat, in den Rechten nicht 
als begründet erscheint. Vielmehr hätten 

1) die Eigen thu ms- und andere dingliche Rechte, welche 
unter der westphälischen Zwischenherrschaß durch an sich nicht 
ungültige Acte derselben begründet waren, auch in den alten 
Provinzen von der resfaurirten Regierung anerkannt werden 
müssen, wobei übrigens auf die vielfach in gedruckten Schriften 
und Partheideductionen angezogenen Worte des ersten Pariser 
Friedens Art. 16 — „que dans les pays restitu^s et c^des par 
le präsent traile, aucun individu de quelque classe et condition 
qu'il soit, ne pourra etre poursuivi, inquietö au trouble, dans sa 
personne ou dans sa proprietö — " um so weniger Gewicht ge- 
legt werden soll, als die Anwendbarkeit dieser Bestimmung auf 
das Königreich Hannover mindestens sehr problematisch ist. 
(Die Bestimmungen der Wiener Congressacte Art. 41 beziehen 
sich nur auf Domainenverkäufe im FUrstenthum Fulda und in der 
Grafschaft Hanau.} 

Dagegen konnte Hannover 

23 zur Bezahlung der von der westphälischen Regierung ge- 
machten Centralschulden wegen der Statt gefundenen Auflösung 
des Königreichs Westphalen und des Mangels eines rechtlichen 
Successionsverhältnisses, wieder ohne Unterschied, ob es sich um 
Provinzen handelte, welche von Preussen 1807 an Napoleon 
cedirt wurden, oder um solche, welche von ihm blos nach Kriegs- 
recht in Besitz genommen waren, dem strengen Rechte nach nicht 
als verpflichtet betrachtet werden. Selbst Preussen hätte streng 
genommen eine solche Verpflichtung in Betreff jener Provinzen 
anzuerkennen nicht nöthig gehabt und konnte daher auch bei der 
Abtretung von Hildesheim u. s. w. stillschweigend eine Verbind- 
lichkeit auf Hannover nicht übergehen. 

In dieser Beziehung steht aber vermöge der vorliegenden 
Erklärungen Hannovers , deren Verbindlichkeit auch den 
Gläubigern gegenüber, wenn sie sich auch unter den Gesichts- 
punct einer blossen Poliicitation oder der civilrechtlichen Con- 
troverse von Verträgen zum Vortheile Dritter bringen liesse, hier 
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nicht in Zweifel gestellt werden soll, die Sache gegenwärtig 
anders. Hannover hat mehrfach, theils in den Verhandlungen 
mit Preiisen, theils bei der Bundesversammlung, die Versicherung 
erlhcill, dass es in Betreff Hild e sh e i m s, welches ihm von 
Preussen abgcirelen worden, die von der westphälischen Regie- 
rung constitutionsmiissig vorgenommenen Handlungen und die 
demgemäss begründeten Rechte und Verbindlichkeiten anzuer- 
kennen bereit sei. Zwar ist nun in Betreif der sog, Zwangs- 
anieihen, deren Eigenschaft als geselzmässig conlrahirte allge- 
meine wesiphälische Staatsschuld von Hannover nicht in Abrede 
gestellt worden ist, im Slaatsverlrag vom 29. Juli 1842 der 
Ausspruch gegeben, dass diesselben, nebst andern im Artikel 13. 
aufgezählten Ansprüchen , zu den Forderungen gehörten, zu deren 
Vertretung keine Regierung sich verpflichtet halle. Hannover 
hat aber im Schiussprotocolle vom 29. Juli 1842 sich gegen 
die hieraus zu ziehende Schlussfolgerung, als nehme es die früher 
ausgesprochene Erklärung seiner Bereitwilligkeil, sich wegen des 
Fürstenthums Hiidesheim an der Abzahlung auf jene Zwangsan- 
leihen zu beiheiligen, hiedurch zurück, ausdrücklich verwahrt 
und wird daher auch in Zukunft von der einmal erlheilten Zu- 
sage zurückzutreten wahrscheinlich nicht geneigt sein. 



In Verbindung mit der bisherigen Erörterung betrachten wir 
nun noch eine andere damit zusammenhängende Frage: 

über die Eröffnung des Rechtswegs wegen der 
aus der westphälischen Zwischenherrschaft 
herrührenden Ansprüche mit besonderer Rück- 
sicht auf Art. XXIX und XXXder Wiener Schlnss- 
acte von 1820. 

Die deutsche Nationalversammlung fasste in der 98. Sitzung 
vom 17. Oclbr. 1848 bei der Berathung eines Berichts des 
Petilionsausschusses über die Beschwerde eines westphälischen 
Staatsgläubigers (des Commissionsagenten Böhm zu Berlin) den 
Beschluss, die betreffenden Anträge an das Rcichsjuslizministerium 
zu verweisen, 

„um nach vorheriger Ermittelung des Standes der Sache dafür 
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Sorge zu tragen, dass auch in dieser Angelegenheit Niemanden 
sein Recht verschränkt oder vorenthalten werde." 
Ich selbst hatte bei dieser Gelegenheit im Gegensatz zu dem 
formell und materiell nicht ganz gerechtfertigt erscheinenden An- 
trag des Ausschusses den Verbcsscrungsnntrag gestellt, 
„das Gesuch des Beschwerdeführers der Centralgewalt mit dem 
Ersuchen zu überweisen, die Centralgewalt wolle dafür Sorge 
tragen, dass überhaupt die Hindernisse, welche der Eröffnung 
und Verfolgung des Rechtswegs hinsichtlich der wesiphalischen 
Staatsschulden in den betreffenden Staaten entgegen gestanden 
haben, beseitigt und dass erforderlichen Falles das durch die 
Wiener Schlussacte, Artikel 30, vorgeschriebene Verfahren 
eingeleitet werde." 

Es wurde indess der zuerst zur Abstimmung kommende 
noch allgemeiner lautende Antrag des Abgeordneten Grävell an- 
genommen. Den von mir gestellten Antrag habe ich hier nur 
deshalb hervorgehoben, weil ich darin nur meine rechlliüihe An- 
sicht von der formellen Behandlung der Sache bereits aus- 
gesprochen habe, — eine Ansicht, die ich auch jetzt noch vertreten 
muss, indem ich, — obwohl oben ausgeführt wurde, dass in 
der That eine rechtliche Verpflichtung zur Bezahlung der 
westphülischen Staatsschulden auf die betreffenden Staaten nicht 
übergegangen sei, — doch die Frage über die Existenz einer 
solchen Verpflichtung und den Moasstab der Betheiligung der 
richterlichen Cognition als entzogen nicht betrachten kann. 

Es ist bekannt, dass die deutsche Bundesversammlung an 
den Principien , auf welchen der Beschluss vom 4. Decbr. 1823 
beruht, auch später fesigehalfen, durch Beschluss vom 10. August 
1826 wiederholt alle Privatreclamationen , welche sich auf das 
aufgelöste Königreich Westphalen bezogen, wegen Mangel an 
Compelenz abgewiesen und auch später deshalb angebrachte Be- 
schwerden einzelner Reclamanten — wie namentlich auch des- 
jenigen, welcher den Beschluss der Nationalversammlung pro- 
vocirle — als unbegründet verworfen hat. Da sie aber in diesen 
Fällen eine Beschwerde wegen Juslizverweigerung auf Grund des 
Artikels 29 der Wiener Schlussacte nicht begründet fand, so 
konnte sie auch nicht dazu gelangen, die Bestimmungen des 
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Art. 30, der nur einen besonderen Fall der Hemmung des Rechts- 
wegs betriin, zur Ausführung zu bringen. Ganz in derselben 
Weise hatte sich die Bundesversammlung z. B. auch in Betreff 
der Beschwerden Schlesischer Staatsgläubiger gegen Preussen, 
wobei der Artikel 9 des Berliner Friedens vom 28. Juli 1752 
in Betracht kam, in der 14. Sitzung des Jahres 1819 und 19. 
Sitzung von 1828 ausgesprochen. 

Alle diese und andere IncompetenzbeschlUsse der deutschen 
Bundesversammlung, namentlich auch diejenigen, welche die west- 
phalischen Reclamanten betreffen, scheinen nun zwar eine Recht- 
fertigung zu finden im Artikel 29 der Wiener Schlussacte, welcher 
eine im Wesen des Staatenbundes begründete Einschränkung der 
schon in der provisorischen Competenzbestimmung vom 12. Juni 
1817 anerkannten Verpflichtung der Bundesversammlung bei Jusliz- 
verweigerungen aufstellt. Der Artikel 29 setzt nämlich bekannter- 
maassen fest, dass die Bundesversammlung nur solche Beschwerden 
annehmen solle, in denen nachgewiesen ist, dass nach der 
Verfassung und den bestehenden Gesetzen des frag- 
lichen Landes die Rechtspflege geweigert oder gehemmt werde. 
Insofern nun hinsichtlich der westphälischen Domainenkäufer landes- 
herrliche Verordnungen vorlagen , welche den Rechtsweg ver- 
schlossen, oder auf eine bestimmte Frage beschränkten, insofern 
z. B. in Preussen durch die Cabinetsordre vom 25. Januar 1823 
den Gerichten die Beurlheilung völkerrechtlicher Fragen (die 
Auslegung von Staats vertragen 3 entzogen war; insofern leider 
auch der Staalsverträg vom 29. Juli 1842 im Artikel 2 „die 
in den betreffenden Staaten bestehenden Vorschriften, wodurch 
in Absicht der Regulirung der Ansprüche, welche dritte Personen 
gegen das ehemalige Königreich Westphalen zu haben behaupten, 
der Rechtsweg ausgeschlossen sei" — nach wie vor in Kraft 
bestehen Hess, während er zugleich im Artikel 5 „Ansprüche, 
die erst aus den Handlungen der jetzigen Regierung entstanden 
seien", ganz von dem Gebiete der Auseinandersetzung ausschloss, 
— konnte allerdings die Bundesversammlung fiir ihre Entschei- 
dungen einen äusseren Rechtfertigungsgrund finden, indem 
sie sich auf die der gerichtlichen Rechtsverfolgung entgegen- 
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stehenden Landesverordnungen bezog und damit die Anwendung 
des Artikels 29 der Wiener Schlussacte beseitigte. 

Man hat den Ausschluss des Rechtswegs zunächst dadurch 
zu rechtfertigen gesucht, dass es sich in den fraglichen Fällen, 
was die Besitzergreifung der veräusserlen Domainen durch den 
vertriebenen Landesherrn oder dessen Cammer, oder die Ver- 
pflichtung zur Bezahlung der von der Zwischenherrschaft gemachten 
Schulden betrifft, gar nicht um eine wahre Justizsache handle. 
Denn es komme hierbei auf die Frage an, ob nach Grundsätzen 
des Staats- und Völkerrechts eine Verpflichtung des restituirten 
Regenten anzunehmen sei? Diese Frage liege ausserhalb des 
Wirkungskreises der Gerichte, und über dieselbe sei der Landes- 
herr mit keinem seiner Unterlhanen in einen Process sich einzu- 
lassen schuldig. Nur wenn der Landesherr selbst den Besitz 
Einzelner bereits anerkannt gehabt, oder wenn es z. B. auf die 
Frage von Meliorationen ankomme, sei der Rechtsweg als be- 
gründet zu betrachten. In ähnlicher Weise hat man von der 
Unzulässigkeit gesprochen, Gegenstände des innern und äussern 
Staatsrechts in das Gebiet der Rechlsverwaltung herüberzuziehen. 
— „Es handle sich", wie z. B. eine Grossherzoglich Hessische 
Abstimmung bei der Bundesversammlung ausführt, „hier nicht 
von Pri va tr echtsstreiligkeiten des Fiscus." — »Ver- 
hältnisse des Fiscus oder der Staatsregierung wegen Verbindlich- 
keiten, welche von einem aufgelösten, Theils anerkannten, Theils 
nicht anerkannten Gouvernement contrahirt worden seien, trügen 
keinen privatrechllichen Charakter an sich. Der Fiscus sei aber 
nur für privatrechtliche Verhältnisse den Gerichten unter- 
worfen und jede Ausdehnung einer solchen Unterwerfung auf 
Verhältnisse des öffentlichen Rechts würde eine flir unab- 
hängige Staaten unzulässige Unterordnung der Regierung unter 
die Gerichte sein." 

Allein dies ganze Raisonnement beruht auf falschen Vor- 
aussetzungen und Trugschlüssen. Dass der Staat die Ausübung 
der Regierungsgewalt, namentlich auch die Geltendmachung des 
jus eminens nicht dem Urtheil der Gerichte unterwerfen kann, 
versteht sich ganz von selbst. Denn es handelt sich dabei eben 
nicht um eine Rechts-, sondern um eine politische Frage 
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und dies gilt von allen Zweigen der Stantsgewall. Demnach 
kann allerdings auch die Wiedereinsetzung einer durch eine 
Zwischenherrschaft unterbrochen gewesenen Regierungsgewalt 
selbst, mit ihren Folgen und Wirkungen in Betreff des öffent- 
lichen Rechtszustandes für die Zukunft, keine dem Urtheile der 
Gerichte unterworfene Frage sein; allein, wenn es sich darum 
handelt, ob und inwiefern Privatrechte durch Handlungen der 
vertriebenen Regierung, besonders solche, die an sich privat- 
rechtlicher Natur sind , wie z. B. Käufe und Anlehen, begründet 
worden und ferner anzuerkennen seien, so fällt dies allerdings 
unter den allgemeinen Begriff einer Justizsache •). Hätte sich 
also z. B. fiir die Besitzergreifung der unter der westphälischen 
Herrschaft veräusserten Domainen wirklich das sog. Staats- 
not brecht gellend machen lassen, so wäre diese Besitznahme 
selbst allerdings der richterlichen Cognition entzogen worden; — 
keineswegs aber die Frage, ob und welche Entschädigung 
den Käufern oder Besitzern dafür zuzusprechen sei. Allein, 
um dieses Staatsnothrecht handelte es sich dabei in der 
Thal gar nicht; der Fiscus oder die landesherrliche Kammer 
nahm die Güter nicht kraft eines in der Staatsgewalt enthaltenen 
Herrscher rechts, sondern ganz einfach auf den Grund eines 
angeblich fortdauernden und ungeachtet des dazwischen liegenden 
Verkaufs nebst Uebergabe nicht aufgehobenen Eigenthums 
des Landesherrn in Anspruch. Die Frage, ob ein solches Eigen- 
thuni anzuerkennen sei, oder nicht, ist eine reine Rechtsfrage 
und sowie der Fiscus in allen übrigen Fällen, wo er Besitz oder 
Eigenlhum an Sachen behauptet und verfolgen will , nach den 
Grundsätzen der deutschen Justizverfassung vor den Gerichten 
Recht nehmen muss, so halte es billiger und gerechter Weise 
auch gegen die westphälischen Domainenkäufer geschehen müssen. 
Dass die Gerichte beim Erkennfniss über streitige Privatrechte 
bloss an das Privatrecht im objectiven Sinn angewiesen 
seien, dabei aber nicht auch Quellen des öffentl ichen Rechts, 
völkerrechtliche oder Staatsverlräge, zur Anwendung zu bringen 
hätten, und dass sie dieselben nicht richtig zu interpretiren im 



1) Vergl. mein deutsches Staats- und Bundesrecht Th. II. §. 145. 
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Stande seien, ist eine durchaus grundlose und verwerfliche Be- 
schriinituiig' des Richternints , die da, >vo sie gesetzlich ausge- 
sprochen worden ist, wie z. B. in der bereits 184.i wieder 
aufgehobenen Preussischen Verordnung vom 25. Januar 1823, 
nicht einmal durch den politischen Grund sich rechtrertigen I8sst, 
dass der Staat ein Interesse dabei habe, dass dergleichen völker- 
rechtliche Quellen nicht unrichtig oder ungleicli interpretirt wUrden '), 
Noch weniger konnte der gegen die Coinpelenz der Bundes- 
versammlung, mittelbar aber auch gegen die Existenü einer 
Justizsnche, gebrauchte Grund auf Beachtung Anspruch machen, 
dass die Entscheidung Itber die vor Entstehung des deutschen 
Bundes statigefundonen völkerrechtlichen Verhtillnisso lediglich 
den Bundesstaaten, welche daran ein Interesse hUtten, sich darüber 
unter einander zu verstehen, Uburlassün werden müsse '). Denn 
abgesehen von der ganz bundesguset/.widrigen Beschränkung der 
Competenz der Bundesversammlung, die sich auf alle Streitig- 
keiten zwischen Bundesgliedern bezieht, lag darin die völlig un- 
zulässige Behauptung, als seien dadurch alle vor der Gründung 
dos Bundesvereins entstandenen Rechte von Privatpersonen der 
Garantie des gerichtlichen Schutzes durch die Bundesversammlung 
entzogen. 

Desshalb konnte auch die Frage über die Verpflichtung zur 
Bezahlung der aus der westph{ilis(}hen Zwischonherrschaft her- 
rührenden persönlichen Ansprüche als eine der Competenz der 
Gerichte entzogene Frage nicht betrachtet werden. Die Gültigkeit 
von Landes- und Kammerschulden ist in Deutschland immer als 
eine zur gerichtlichen Entscheidung geeignete Sache behandelt 
worden und erst die Nachahmung der französischen Gesetzgebung 
und die Erweiterung des Zwittergeschöpfs der sog. Administrativ- 
justiz hat in Deutschland an manchen Orten eine Abweichung 
von den altern Rechtsgrundsätzen herbeigeführt. Die Möglichkeit 
und, wie es scheint, die Furcht, dass die Gerichte auch gegen 



1) Vergl. KIttber, die Selbttitändiglieil dei Ricbleramti. Franlifurt 
1832 und überhaupt : H. A. Zaehariü, deutachei Staali- und Bundeirecht. 
Tb. II. S. 168. $. 153. No. II. $. 153 in fine. 

3) Protocoll der Bundeaveraammlung vom 5. Juni 1823, f. 98. S. 239. 
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den Fiscus entscheiden könnten, war natürlich gar kein Grund 
zur Verschliessung des Rechtsweges. 

Der Artikel 29 der Wiener Schlussacle setzt, wie schon 
vorher erwähnt wurde , fest , dass die Beschwerden wegen ver- 
weigerter oder gehemmter Rechtspflege nach der Verfassung und 
den bestehenden Gesetzen des betreffenden Landes von der 
Bundesversammlung beurtheilt werden sollten. Insofern nun bei 
den Ansprüchen, die an sich bios gegen den einen oder andern 
der betheiligten Staaten gerichtet waren, der gerichtlichen Ver- 
folgung derselben landesherrliche Verordnungen entgegenstanden, 
fand die Bundesversammlung in der Meinung, dass ihr über die 
Ausübung des landesherrlichen Gesetzgebungsrechts keinerlei 
Cognition zustehe, darin den genügenden Grund, um sich für 
incorapetent zur Bewirkung der gerichtlichen Hülfe zu erklären. 

Es war dies aber eine Auffassung des Berufs der Bundes- 
versammlung und eine Anwendung des fraglichen Artikels der 
Schlussacte, die den dadurch beabsichtigten Schutz gegen Miss- 
brauch der landesherrlichen Gewalt und die Garantie der Selbst- 
ständigkeit und Unabhängigkeit der Rechtspflege, wie sich 
besonders in den Vorgängen in Kurhessen und in BetrelT der 
mehrerwähnten Verordnungen von 1814 und 1818 zeigte, rein 
illusorisch machte. Wollte das die Bundesversammlung nicht, so 
hätte sie wenigstens daran festhalten müssen, dass im Gegensatz 
zu den „bestehenden Gesetzen" das für den besonderen 
Fall erlassene Specialgesetz, (sei es auch, dass es sich in 
eine allgemeine Form einhüllte) und das auf unzulässige Weise 
mit rückwirkender Kraft versehene allgemeine Gesetz 
die Beschwerde wegen Justizhemmung zu einer unbegründeten 
nicht machen könne; dass mithin unter bestehenden Gesetzen 
oder allgemeinen Rechten nur diejenigen zu verstehen seien, 
welche, ohne Rücksicht auf den fraglichen FaU oder das zu ver- 
folgende Recht, bei der Begründung des gerichtlich zu verfol- 
genden Anspruchs existirten. Denn nur so konnte die in die 
Form von Gesetzen sich hüllende Cabinetsjusliz wirklich vereitelt 
werden '). Die deutsche Bundesversammlung hat leider in dieser 

1) Vgl. H. A. Zacliariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht. Bd. III. 
Seite 343 f. 
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Beziehung ihren Beruf nicht erkannt und in Folge davon sind 
gerade bei der Frage über die Anwendung des Artikels 29 der 
Schlussacte fast lauter Incoiiipetenzerklärungen zum Vorschein 
gekommen. Auch bei den Beschlüssen vom 4. December 1823 
und 10. August 1826, die westphälischen Angelegenheiten be- 
treffend , lag hierin der Hauptfehler. Eine res judicata bilden 
aber diese Beschlüsse nicht, und würden daher auch gegenwärtig 
einer andern Auffassung des Artikels 29 der Schlussacte Seitens 
der deutschen Bundesversammlung nicht im Wege stehen können. 

Für die Forderungen oder Ansprüche von Privatpersonen, 
welche ihrer Natur nach nicht gegen den einen oder andern der 
betheiligten Staaten gerichtet waren, sondern gegen mehrere 
oder alle gemeinschaftlich, lag ein besonderer Grund der 
Bechtshemmung noch darin, dass so lange der Maasstab der 
Beiheiligung nicht feststand, der Berechtigte mit keiner be- 
stimmten Klage gegen den einzelnen Staat auftreten konnte. 
Für Fälle dieser Art hatte nun zwar der Artikel 30 der Schluss- 
acte Vorsorge getroffen, indem er bestimmte, dass die Bundes- 
versammlung über die streitige Vorfrage nöthigenfalls die rechtliche 
Entscheidung durch eine Austrägalinstanz zu veranlassen 
habe. Allein die Bundesversammlung gelangte auch dazu nicht 
und konnte, obwohl sie durch keinen Ausspruch für immer und 
unter allen Umständen ihre Einwirkung abgelehnt hatte, nicht 
dazu gelangen , so lange sie die Beschwerde wegen Justizverr 
Weigerung in Betreff des von den betheiligten Staaten eingehaltenen 
Verfahrens überhaupt (nach Art. 29 der Schlussacte) nicht be- 
gründet fand. 

Ausserdem ist in den frühem Abstimmungen bei der Bundes- 
versammlung zweierlei geltend gemacht; nämlich 

1) dass der Fall des Art. 30 der Schlussacte an sich nicht 
vorliege, weil die Bedingung, dass die Verpflichtung, den For- 
derungen Genüge zu leisten, zwischen mehreren Bundes- 
gliedern zweifelhaft oder bestritten sei in Wahrheit nicht 
existire; 

2} dass bei den die Berathung der Schlussacte betreffenden 
Wiener Ministerialconferenzen die westphälischen Ange- 
legenheiten ausdrücklich von dem Bereich des 
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Artikels flusgenoinnien worden seion, woraus dann wieder 
in der Grossliorzoglioh Hessischen Abstimmung' von 1823 die 
zuriickschiiessendü Folgerung abgeleitet wurden ist, dass wer 
Art. 30 hier nicht anerkenne, sich auch nicht die Anwendung 
des Art. 29 gefallen lassen könne '). Was nun den ersten 
Grund betrifft, so kann man allerdings durch eine rein gram- 
matische Interpretulion des Artikels 30, in welchem vorausgesetzt 
wird, „dass die Verpflichtung, den Forderungen von Privat- 
personen Genllgä zu leisten, zwischen mehreren Bundes- 
gliedern zweifelhaft oder bestritten sei," zu der Folge- 
rung gelangen, dass die Anwendung dos Artikels wegfalle, wenn 
die mehreren Bundesglieder darüber einig sind, dass keines 
von ihnen der Privatperson etwas schuldig sei '')• Nimmt man 
dann hinzu, dass sich die betheiliglen Staaten, Hannover, Kur- 
hessen und Braunscliweig von Anfang an geweigert haben, fUr 
die gewaltsam occupirt gewesenen Provinzen eine Verpflichtung 
aus den Handlungen der westphülischen Zwischenherrschaft an- 
zuerkennen, und dass Preussen mit ihnen in dem Stautsvertrag 
vom 29. Juli 1842, im Art. 18, Nr. 2 und im Art. 13 unter 
5 Nummern eine Reihe von Forderungen bezeichnet, ^zu deren 
Vertretung sich keine der Regierungen verpflichtet holt," zu 
welchen auch namentlich (Nr. 4} die Forderungen wegen re- 
qulrirler Lieferungen und Leistungen fUr die westphtlllsohe oder 
französische Militärverwaltung und (Nr. 5) die westphHiischen 
Zwangsanlolhen von 1808, 1810 und 1812 gerechnet werden; 
— so könnte man allerdings zu dem Schluss gelangen, dass die 
betheiligten Staaten auch jetzt das Recht hätten , der Einleitung 
eines austrUgalgerichtlichen Verfahrens zu Gunsten der west- 
phitlischen Staatsgläubiger und der zuvörderst durch die oberste 
Bundesbehörde zu versuchenden Ausgleichung auf gütlichem 
Wege zu widersprechen. 

Allein die Geltendmachung dieses Grundes würde sich kaum 
mit der, von Staatsregierungen vor Allem in ihren Handlungen 
zu wahrenden, bona fide» vertragen und die wohlthütige auf 

1) Protocoll der Bundeiveriammlung vom 4, Decbr. 1833. $, 164, S. 657. 

2) H. K. ZacbariA, Deutichei SlftMi- und Bundeireclit. Tbl. III. . 
$. »0. S. 317. 
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Rechtsschutz abzweckende Bestimmung des Art. 30 ganz auszu- 
schliessen geeignet sein. Wollte man auch die vorhin erwähnte 
grammatische Interpretation, so schwer sie sich mit dem Grund 
und dem Zwecke des Gesetzes vereinigen lässt, gelten lassen, 
so würde immer noch ein Unterschied bestehen zwischen dem 
Falle, dass die mehreren Regierungen darüber einig sind, wie 
ein (^vielleicht nur frivoler Weise geltend gemachter) Anspruch 
gar nicht existire und dem wesentlich andern Falle, dass 
sie wirklich vorhandene Ansprüche nicht gelten lassen wollen, 
weil sie nicht gegen sie gerichtet werden könnten. Nur das 
Letztere ist in Betreff der im Staats vertrag von 1842 bezeich- 
neten westphälischen Forderungen der Fall. Es ist aber ebenso 
unleugbar, dass gerade über diese Frage die betheiligten Re- 
gierungen keineswegs von Anfang an einerlei Meinung gewesen 
sind; namentlich hat Preussen früher andere Grundsätze als 
Hannover geltend gemacht und Letzteres wird, wenn es seine 
Erklärung im Schlussprotocoll vom 29. Juli 1842 beachtet, un- 
möglich mit Ernst und Entschiedenheit behaupten können, dass 
es in jeder Beziehung eine Verpflichtung in Abrede gestellt habe, 
mag sich dieselbe auch nur auf das Fürstenlhum Hildesheim be- 
ziehen. Bedürfte es auch weiter nichts, als die Erklärung der 
betheiligten Regierungen , dass sie sich nicht zur Vertretung der 
fraglichen Forderungen für schuldig erachteten, um damit die 
Feststellung eines Maasslabes für den Fall der doch vorhandenen 
Verpflichtung auf dem im Art. 30 vorgeschriebenen Wege abzu- 
wenden, und damit die Rechlsverfolgungen möglich zu machen, — 
so wäre es besser gewesen, man hätte den Art. 30 der Wiener 
Schlussacte gar nicht gegeben. Wie die Sache in Betreff der 
westphälischen Cenlralschulden liegt, wird man nicht sagen können, 
es bestehe, namentlich was den Maassstab der Betheiligung be- 
triflt, keine Differenz zwischen den betheiligten Bundes- 
gliedern. Die commissarischen Verhandlungen weisen zur Genüge 
das Gegentheil nach. 

Der zweite der, wider die Anwendung des Artikels 30 
auf die Regulirung der westphälischen Centralangelegenheiten 
angeführten, Gründe hat allerdings in faclischer Hinsicht seine 
Richtigkeit. Bereits im Protocoll der Bundesversammlung vom 

Zeitichr. ffir StaaUw. 1833. U Heft. 8 
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5. Juni 1823, §. 98. S. 238 hat Hannover für sich und für Braun- 
schweig, gegen die Anwendung des Art. 30 der Schlussacle auf 
die weslphalischen Angelegenheiten auf den Grund dessen, was 
darüber in Wien verhandelt worden sei, prolestirt. Es sei 
bekannt, dass schon damals, als der Artikel, welcher jetzt den 
30sten der Schlussacle ausmacht, in der 17ten Ministerialcon- 
ferenz zu Wien vorläufig genehmigt werden sollte, die Hannover'- 
schen und Braunschweigischen Gesandten sogleich zu ProtocoU 
gegeben hätten, dass sie demselben nur unter der ausdrücklichen 
Reservation beitreten könnten, dass von demselben keine An- 
wendung auf die ^. g. westphälischen Angelegenheiten stattfinde. 
(^Die Erklärung selbst ist hier wörtlich angeführt.) Es ergebe 
sich auch aus dem Protocolle der 17ten Sitzung, dass auf den 
Grund dieser Erklärungen die Bevollmächtigten der übrigen Re- 
gierungen zu ProtocoU gegeben hätten , dass bei Abfassung des 
15ten (jetzt 30sten) Artikels von den westphälischen Forderungen 
durchaus nicht habe die Rede sein können, die Absicht dieses 
Artikels vielmehr lediglich dahin gehe, zu bestimmen, wie es 
mit rechtmässigen und begründeten Forderungen und 
Ansprüchen zu halten sei, denen die gebührende Befriedigung 
desshalb verweigert werde, weil die Verpflichtung dazu, oder 
das Maass der Uebernahme und Reparation zwischen mehreren 
Bundesgliedern noch zweifelhaft oder streitig sein möchte. 

Allein es ist in der That unmöglich, auf diesen Vorbehalt 
ein rechtliches Gewicht zu legen. Möchten auch die 
Bundesregierungen gemäss desselben ihre Gesandten bei der 
Bundesversammlung zu instruiren sich veranlasst finden , für die 
Bundesversammlung selbst wurde dadurch keine Ver- 
pflichtung zu einer beschränkenden Interpretation bundesverfas- 
sungsmässig begründet, und gegen dritte Betheiligte (die Gläu- 
biger) konnte er nur die Eigenschaft einer reservatio mentalis 
haben. Nur die Schlussacte, wie sie aus den Wiener Ministerial- 
conferenzen hervorging, ist von der Bundesversammlung als 
Grundgesetz des Bundes anerkannt worden, die Erklärungen in 
jenen Conferenzen dagegen und die bis auf die jetzige Zeit 
nicht einmal publicirlen Conferenzprotocolle haben durchaus keine 
gesetzliche Kraft. 



